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Weinmann: Die Ministerin darf Mut nicht mit Tollkühnheit verwechseln

In der zweiten Beratung des Einzelplan-Haushalts des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und
Kunst im Landtag sagte der Vorsitzende des Arbeitskreises Wissenschaft der FDP-Landtagsfraktion, Nico
Weinmann:

„In dem vorliegenden Haushaltplan des Wissenschaftsministeriums geht es um nicht weniger als die
Zukunft der Hochschulfinanzierung. Der vorliegende Entwurf lässt gleichwohl das Vorausschauende oder
gar Visionäre vermissen. Durchaus begrüßenswerte Impulse, wie der eilige Ausbau der Studienplätze für
das Grundschullehramt oder steigende Investitionen in den Hochschulbau, bleiben vereinzelte
Lichtblicke.

Im Dunkel liegt der von Frau Bauer eingeschlagene politische Irrweg, an unseren Hochschulen
Studiengebühren für Nicht-EU-Ausländer einzuführen. Mit Verweis auf die Einsparauflagen argumentiert
die Ministerin stets, dass eine Einnahmensteigerung unumgänglich sei und sie deshalb nicht umhin
käme, die Studiengebühren für Nicht-EU-Ausländer einzuführen. Diese Behauptung ist angesichts
sprudelnder Steuereinnahmen eher befremdlich, gleichwohl wird die Ministerin nicht müde, allerorten
die irrige Mär drohender Etatkürzungen an den Hochschulen zu erzählen. Dies dient ganz offensichtlich
dazu, die Motivation zur Umsetzung an Hochschulen zu steigern. Denn diese müssen letztlich die
Gebühren einziehen und dabei zahlreiche Ausnahmen beachten. Die Hochschulen haben also den
zusätzlichen Verwaltungsaufwand, gleichzeitig werden deren Internationalisierungsbemühungen jedoch
konterkariert. Die FDP bleibt dabei, dass eine zukunftsweisende Hochschulfinanzierung nur gelingen
kann, wenn man alle Studierenden an den Kosten maßvoll beteiligt. Unsere Vorstellung von allgemeinen,
nachlaufenden Studiengebühren haben wir beantragt, die Regierungsfraktionen folgten diesem Impuls
aber nicht und rechnen sich lieber die viel gescholtene Hochschul-Maut schön. Ein genauer Blick auf den
Haushalt des Wissenschaftsministeriums offenbart nämlich, dass durch den Ausbau von Stipendien und
Studienbeihilfen die Ausgaben signifikant steigen. Die zahlreichen Ausnahmen bei den
Ausländerstudiengebühren sollen flankiert werden von einem breit aufgestellten Stipendiensystem.
Damit will die Ministerin die diskriminierenden Effekte der Gebühren abmildern. Redlicher weise müsste
man diese Ausgaben den Mehreinnahmen aus der Gebühr gegenrechnen

Es wird Zeit, dass die Grünen ihre hochschulpolitischen Scheuklappen ablegen. Denn die
diskriminierenden Ausländerstudiengebühren zeigen bereits Wirkung – nur leider eine abschreckende
auf über ein Fünftel der Studierenden von außerhalb der EU. Damit legt Frau Bauer Hand an die
Zukunftsfähigkeit unseres Wissenschaftsstandortes. Wer die Einführung von Ausländerstudiengebühren
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als mutigen Schritt bezeichnet, wie etwa der Kollege Schwarz, der verwechselt ganz augenscheinlich Mut
mit Tollkühnheit.

Ebenso wagemutig erscheint der Haushaltsplan von Ministerin Bauer, wenn es um die Förderung der
Internationalen Bauausstellung (IBA) Heidelberg geht. Vom zuständigen Wirtschaftsministerium wird die
IBA in der Landeshauptstadt Stuttgart fortan mit jährlich 250.000 Euro gefördert, was transparent im
Einzelplan 7 nachzulesen ist. In der Finanzplanung von Ministerin Bauer, die bekanntermaßen ihren
Wahlkreis in Heidelberg hat, versteckt sich hingegen eine Förderung für die dortige IBA im Volumen von
über sechs Millionen Euro. Es drängt sich aufgrund der unbestrittenen Unzuständigkeit des
Wissenschaftsministeriums die Frage auf, ob sich die Ministerin nach der Bauermaut nun in ihrem
Wahlkreis noch ein Denkmal setzen will.“


